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Stellungnahme

des Sozialverbands Deutschland (SoVD) zum Referentenentwurf fir ein
Funftes Gesetz zur Anderung des Elften Buches Sozialgesetzbuch —
Leistungsausweitung fur Pflegebedurftige, Pflegevorsorgefonds
(Funftes SGB XI-Anderungsgesetz — 5. SGB XI-AndG)

Mit dem vorliegenden Referentenentwurf eines Fiinften SGB XI-Anderungsgesetzes
(5. SGB XI-AndG) sollen die Leistungen der Pflegeversicherung so weitentwickelt
werden, dass sie den sich verandernden Bedurfnissen und Bedarfen pflegebedurftiger
Menschen und ihrer Angehdrigen entsprechen und die Strukturen der
Pflegeversicherung an die demographischen Entwicklungen unserer Gesellschaft
angepasst werden.

Der Referentenentwurf enthalt im Wesentlichen folgende MalRBhahmen:

1. Einmalige Anpassung vieler Leistungen an die Preisentwicklung der letzten drei
(bzw. zwei) Jahre zum 1.1.2015 (Dynamisierung).

2. Ausweitung der Betreuungsleistungen in 8 45b SGB XI und 8§ 87b SGB Xl auf alle
Pflegebedirftigen.

3. Schaffung einer niedrigschwelligen Entlastungsleistungsleistung flir hausliche
Pflegesettings.

Flexibilisierung der Leistungen der Kurzzeit- und Verhinderungspflege.
Erhohung der Zuschusse zu wohnumfeldverbessernden Maflinahmen.

Anhebung des Beitragssatzes um 0,3 Prozentpunkte zum 1.1.2015.

S L o

Aufbau eines Pflegevorsorgefonds bei der Bundesbank.
Sozialverband Deutschland e.V. « Stralauer Str. 63, 10179 Berlin - www.sovd.de, kontakt@sovd.de
Amtsgericht Berlin-Charlottenburg VR 20029 B « Steuernummer 27/630/50433 « USt-IdNr. DE 122270903
Bankverbindung: EDG Kiel, BLZ 210 602 37, Konto 40 25 59
Prasident: Adolf Bauer « Bundesgeschéftsfiihrerin: Martina Gehrmann



mailto:fabian.müller-zetzsche@sovd.de

l. Gesamtbewertung:
1. Leistungen: Wichtige Verbesserungen vorgesehen — Fehlstellen bleiben

Mit dem vorliegenden Referentenentwurf wird der erste Teil der dringend notwendigen
umfassenden Pflegereform in Angriff genommen. Der SoVD begruft, dass der
Gesetzentwurf  viele notwendige wund in die richtige Richtung gehende
Leistungsverbesserungen etwa zur Starkung der hauslichen Pflege, zur Unterstitzung
pflegender Angehoriger, zur Flexibilisierung vieler Pflegeleistungen sowie zur
Ausweitung der Betreuungsleistungen auf vorrangig korperlich Betroffene vorsieht. Viele
der vorgesehenen Leistungsausweitungen entsprechen den Empfehlungen des vom
Bundesministerium fir Gesundheit eingesetzten Expertenbeirats zur konkreten
Ausgestaltung des neuen Pflegebedurftigkeitsbegriffs, in dem auch der SoVD
mitgearbeitet hat.

Der SoVD begruft ganz besonders die neu geschaffene Moglichkeit zur
Inanspruchnahme niedrigschwelliger Entlastungsangebote zur Stabilisierung des
pflegenden Umfelds. Unter Verweis auf die immense Bedeutung dieser Angebote fir
Gelingen und Stabilitat hauslicher Pflegearrangements hatte der SoVD im Beirat die
Einfihrung einer Entlastungsleistung (auch) fir pflegende Angehdrige gefordert.
Wenngleich der neue Pflegebedurftigkeitsbegriff in der vorliegenden ersten Stufe der
Pflegereform noch nicht eingefihrt wird, so kodnnen die vorgesehenen
Leistungsverbesserungen doch als Vorgriff auf seine leistungsrechtliche Umsetzung
gesehen werden.

Kritisch bewertet der SoVD, dass etliche notwendige Verbesserungen mit dem
vorliegenden Referentenentwurf nicht aufgegriffen werden. Der SoVD vermisst
insbesondere MalRRnahmen zur besseren rentenrechtlichen Bewertung von Zeiten
ehrenamtlicher Pflege, MalRnahmen zur Weiterentwicklung der Selbstverwaltung im
SGB XI und hierbei insbesondere zur Unterstiitzung der Betroffenenvertretung (analog
§ 140 f SGB V), MalRBnahmen zur durchgreifenden Verbesserung der Vereinbarkeit von
Pflege und Beruf' sowie MaRnahmen zur Uberwindung der Gerechtigkeitsmangel bei
Organisation und Finanzierung der Pflegeversicherung.

2. Neuer Pflegebedurftigkeitsbegriff fehlt — Vorgehen ist unsystematisch.

Viele der vorgesehenen Leistungsausweitungen entsprechen den Empfehlungen des
vom Bundesministerium fur Gesundheit eingesetzten Expertenbeirats zur konkreten
Ausgestaltung des neuen Pflegebedurftigkeitsbegriffs. Jedoch wird die vom Beirat und
allen Experten vorgeschlagene Gesamtsystematik im Referentenentwurf nicht
berucksichtigt. Voraussetzung aller im Beirat diskutierten Empfehlungen war die
Einfihrung des neuen Pflegebedurftigkeitsbegriffs und des neuen
Begutachtungsassessments (NBA). Stattdessen wird mit vorliegendem Entwurf erneut —
wie schon beim Pflegeneuausrichtungsgesetz geschehen — der zweite Schritt vor dem
ersten gemacht. Neue Leistungshéhen und —arten werden geschaffen und so die
Besitzstdnde der Versicherten erhoht. Diese Besitzstande, dass hat der SoVD stets

! Diesbezuglich ist die Schaffung einer Lohnersatzleistung fur die zehntagige Auszeit zur Organisation der
Pflege, die gemaf der Ankiindigungen des Bundesgesundheitsministeriums in einem eigenen Gesetz
geregelt werden soll, aus Sicht des SoVD unzureichend.
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betont, missen bei Einfuhrung eines Pflegebedirftigkeitsbegriffs durch einen
umfassenden Bestandsschutz geschitzt werden. Dabei muss verhindert werden, dass
die jetzt vorgesehenen einzelnen Leistungsverbesserungen die Einfihrung des neuen
Pflegebedurftigkeitsbegriffs erschweren.

Die fehlende Systematik in Bezug auf die Einflhrung des neuen
Pflegebedirftigkeitsbegriffs fuhrt auch zu Widersprichen, wie sich am Beispiel der
hauslichen Betreuung zeigen lasst. Die hausliche Betreuung ist eine Sachleistung der
Pflegeversicherung, wird aber bei Bemessung von Pflegezeiten ehrenamtlicher
Pflegepersonen — und damit auch auf die Hohe ihrer erworbenen Rentenanwartschaften
— nicht bertcksichtigt.

Daruber hinaus sieht der SoVD die gro3e Gefahr, dass die fur das Ende der
Legislaturperiode unverbindlich angekiindigt zweite Stufe der Pflegereform, in deren
Rahmen der neue Pflegebedurftigkeitsbegriff und das neue Begutachtungsinstrument
eingefihrt werden sollen, ausbleiben koénnte. Die Anfang Aprii 2014 von
Bundesgesundheitsministerium und GKV-Spitzenverband gestarteten Studien, in deren
Rahmen viele im Rahmen der Beiratsarbeit bereits wissenschaftlich abgesicherte
Erkenntnisse noch einmal Uberprift werden sollen, lassen den Eindruck zu, dass vor
Einfihrung des neuen Pflegebedurftigkeitsbegriff erneut Zeit gewonnen werden soll.

Damit sichergestellt wird, dass der neue Pflegebedurftigkeitsbegriff tatsdchlich noch in
dieser Legislaturperiode in Kraft tritt, muss im Rahmen des vorliegenden 5. SGB XI-
Anderungsgesetzes auch ein Zeitplan beschlossen werden, der verbindlich regelt, ab
welchem  Datum der neue  Pflegebedurftigkeitsbegriff und das  neue
Begutachtungsverfahren gelten sollen, d. h. Pflegebedirftige nach dem neuen
Begutachtungsassessment begutachtet und Leistungen nach dem neuen System
gewahrt werden. Darlber hinaus muiussen alle zur Einfuhrung des neuen
Pflegebeddrftigkeitsbegriffs ~ notwendigen  flankierenden  Vorbereitungen,  wie
beispielsweise die Schulung der Gutachterinnen und Gutachter sowie die Uberarbeitung
der vielen Richtlinien, unmittelbar begonnen werden, damit bei Inkrafttreten des neuen
Begriffs nicht weitere Zeit verloren geht.

3. Dynamisierung: Teilschritt erfolgt — Dynamisierungsautomatik fehlt.

Die vorgesehene Anpassung der Pflegeversicherungsleistungen an die Preisentwicklung
der letzten drei bzw. zwei Jahre ist grundsatzlich zu begrif3en, um dem fortschreitenden
Kaufkraftverlust der Pflegeversicherungsleistungen entgegen zu wirken und so das mit
Pflegebediirftigkeit verbundene Armutsrisiko zu mindern. Dringend notwendig ist jedoch
die Schaffung einer Dynamisierungsautomatik in Form einer im Gesetz verankerten,
jahrlich automatisch wirkenden Anpassung, ohne dass der Gesetzgeber gesondert tatig
werden muss. Als Bezugsgrol3e zur Berechnung der jahrlichen Anpassung im Rahmen
dieser Dynamisierungsautomatik kénnte zum Beispiel die Veranderung der Bezugsgrofe
nach 8 18 SGB IV verwendet werden. Eine entsprechende Funktion hat sie fur Teile des
SGB V. Grundsatzlich weist der SoVD darauf hin, dass auch mittels der vorgesehenen
Dynamisierung ein erheblicher Tell der Kaufkraftverluste der
Pflegeversicherungsleistungen seit 1995 nach wie vor nicht ausgeglichen wird.



4. Finanzierung: Anhebung der Beitragssatze starkt Solidarprinzip — Pflegevor-
sorgefonds entzieht wichtige Mittel

Die vorgesehene paritatische Anhebung der Beitragsséatze zur Pflegeversicherung um
0,3 Prozentpunkte zum 1.1.2015 ist richtig. Nur so kdénnen die dringend notwendigen
Leistungsverbesserungen auch solidarisch finanziert werden.

Der SoVD kritisiert, dass Mittel in Hohe von 0,1 Beitragssatzpunkten, etwa 1,2 Milliarden
Euro pro Jahr, in einen bei der Bundesbank aufzubauenden Pflegevorsorgefonds fliel3en
sollen. Die dort gesammelten Mittel werden der Solidargemeinschaft entzogen und
konnen nicht fur dringende Leistungsverbesserungen eingesetzt werden.

Der SoVD vermisst in Bezug auf die Finanzierung MaRnahmen zur Uberwindung der
Gerechtigkeitsmangel in  Bezug auf Finanzierung und Organisation der
Pflegeversicherung durch Weiterentwicklung der solidarischen Pflegeversicherung zu
einer Pflege-Burgerversicherung.



I. Zu den Regelungen im Einzelnen:
1. Pflegesachleistung (8§ 36 SGB Xl n.F.) und Pflegegeld (8 37 SGB XI n.F.)

Der Referentenentwurf sieht vor, die Leistungsbetrdge fur Pflegesachleistung und
Pflegegeld an die Preisentwicklung der letzten drei Jahre anzupassen (um 4 %).

SoVD-Bewertung: Die vorgesehene Anpassung der Leistungen ist richtig. Eine
Dynamisierung um 4% kann aber die Kaufkraftverluste seit Einfuhrung der
Pflegeversicherung im Jahr 1995 nicht ausgleichen. Zudem ist zukilnftig mit
fortschreitendem  Kaufkraftverlust zu rechnen, da eine ,robuste® jahrliche
Dynamisierungsautomatik nach wie vor fehlt. Dringend notwendig ist jedoch die
Schaffung einer Dynamisierungsautomatik in Form einer im Gesetz verankerten, jahrlich
automatisch wirkenden Anpassung, ohne dass der Gesetzgeber gesondert tatig werden
muss. Als BezugsgroR3e zur Berechnung der jahrlichen Anpassung im Rahmen dieser
Dynamisierungsautomatik konnte zum Beispiel die Veranderung der Bezugsgrol3e nach
8§ 18 SGB IV verwendet werden. Eine entsprechende Funktion hat sie fur Teile des
SGB V.

2. Wohngruppenzuschlag (8 38 a SGB Xl n.F.)

Der Referentenentwurf sieht vor, den Wohngruppenzuschlag an die Entwicklung der
letzten zwei Jahre anzupassen (um 2,67 %).

SoVD-Bewertung: Die vorgesehene Anpassung der Leistungen ist richtig. (Siehe
Begrindung zu 11.1.).

3. Verhinderungspflege (8 39 SGB XI n.F.)

Der Referentenentwurf sieht vor, den fir die Verhinderungspflege zur Verfigung
stehenden Leistungsbetrag an die Preisentwicklung der letzten drei Jahre anzupassen
(um 4%). Dartber hinaus soll der Anspruch flexibler gestaltet werden.
Verhinderungspflege soll zuklnftig fur bis zu sechs Wochen pro Kalenderjahr in
Anspruch genommen werden konnen. Bisher sind es vier. Erganzend soll
Verhinderungspflege mit der Halfte des fur Kurzzeitpflege nach 8§ 42 SGB XI zur
Verfigung stehenden Betrags kombiniert werden konnen, so dass insgesamt bis zu
2.418 Euro pro Jahr zur Verfiigung stinden.

SoVD-Bewertung: Die Starkung der Verhinderungspflege zur Entlastung pflegender
Angehdriger ist grundsatzlich richtig. Zur moglichen Kombination von Verhinderungs- und
Kurzzeitpflege ware aus Sicht des SoVD eine Mdglichkeit zur vollstdndigen Kombination
der beiden zur Verfiigung stehenden Leistungsbetrdge winschenswert. So kénnten
Betroffene flexibel selbst entscheiden, welches Entlastungssetting das fir sie passende
ist.

4. Pflegehilfsmittel und wohnumfeldverbessernde MalRnahmen (8 40 SGB Xl
n.F.)

Der Referentenentwurf sieht vor, den fur Pflegehilfsmittel zur Verfigung stehenden
Leistungsbetrag um 9 Euro auf monatlich 40 Euro zu erhéhen. Dariber hinaus ist
vorgesehen, den Leistungsbetrag pro wohnumfeldverbessernde Mafllnhahme um 1.443

5



Euro auf 4.000 Euro zu erhOhen sowie den bei Zusammenlegung mehrerer
Bewohneranspriche (so genanntes ,poolen®) zur Verfigung stehenden Gesamtbetrag
pro Mal3nahme auf 16.000 Euro anzuheben.

SoVD-Bewertung: Fir das Gelingen hauslicher Pflegearrangements ist die Herstellung
eines barrierefreien Zustands der eigenen H&uslichkeit oft zwingende Voraussetzung.
Die  deutliche  Erhdhung der  Zuschusse der  Pflegeversicherung  zu
wohnumfeldverbessernden Maflinahmen begrif3t der SoVD aus diesem Grund sehr.

5. Tages- und Nachtpflege (8 41 SGB XI n.F.)

Der Referentenentwurf sieht vor, die zur Verfligung stehenden Leistungsbetrdge an die
Preisentwicklung der letzten drei Jahre anzupassen (um 4 %). Dartber hinaus sollen
zukunftig die Leistungsbetrage fur Tages- und Nachtpflege nicht auf andere Leistungen
angerechnet werden und so neben Pflegesachleistung, Pflegegeld oder
Kombinationsleitung in Anspruch genommen werden kdnnen.

SoVD-Bewertung: Die vorgesehene Anpassung der Leistungen ist richtig. (Siehe
Begrindung zu 11.1.). Die Madoglichkeit zur teilstationaren Pflege in Tages- und
Nachtpflegeeinrichtungen tragt wesentlich zum Gelingen héauslicher Pflegearrangements
bei. Die im Referentenentwurf vorgesehene Anrechnungsfreiheit kann Hemmnisse bei
der tatsachlichen Inanspruchnahme von Tages- und Nachtpflege abbauen und bedeutet
eine deutliche Ausweitung des im Einzelfall zur Verfigung stehenden
Leistungsspektrums. Der SoVD begruf3t diese vorgesehene Regelung.

6. Kurzzeitpflege (8 42 SGB XI n.F.)

Der Referentenentwurf sieht vor, den zur Verfligung stehenden Leistungsbetrag fur
Kurzzeitpflege an die Preisentwicklung der letzten drei Jahre anzupassen (um 4 %). Die
Kurzzeitpflege soll dariiber hinaus flexibler gestaltet werden. In Zukunft sollen die
Betrdge mit Verhinderungspflege vollstandig kombiniert werden kdnnen, wenn diese
noch nicht in Anspruch genommen wurden. Es stinden dann fir die Kurzzeitpflege bis
zu 3.224 Euro fir bis zu acht Wochen pro Kalenderjahr zur Verfigung.

Die Mdglichkeit zur Kurzzeitpflege in Einrichtungen der Behindertenhilfe oder anderen
geeigneten Einrichtungen soll zukinftig fur alle zu Hause gepflegten Pflegebedurftigen
gelten. Bisher gilt sie nur fur zu Hause gepflegte Kinder bis 25 Jahre.

SoVD-Bewertung: Die vorgesehene Anpassung der Leistungen ist richtig. (Siehe
Begrindung zu 11.1.). Die vorgesehene Kombinationsmdglichkeit der Kurzzeitpflege mit
der Verhinderungspflege ist sehr gut und entspricht Vorschlagen, die der SoVD in die
Diskussionen des vom Bundesministerium flr Gesundheit eingesetzten Beirats
eingebracht hat. Aus Sicht des SoVD sollte der addierte Gesamtbetrag aber auch
vollstandig fur Verhinderungspflege eingesetzt werden kdnnen, um das Wunsch- und
Wahlrecht der Betroffenen bei der Auswahl der fir sie richtigen Leistungen zu starken.

Der SoVD begriuf3t den Wegfall der Altersgrenze von 25 Jahren, bis zu der zuhause
gepflegte (behinderte) Menschen Kurzzeitpflege auch auf3erhalb von meist auf die Pflege
hochaltriger Menschen spezialisierten stationdren Pflegeeinrichtungen zum Beispiel in
Einrichtungen der Behindertenhilfe oder anderen geeigneten Einrichtungen in Anspruch
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nehmen kénnen. Der SoVD und insbesondere die SoVD-Jugend haben immer wieder
darauf hingewiesen, dass stationdre Pflegeeinrichtungen auf die Pflege junger
behinderter Menschen oft nicht optimal eingestellt sind.

7. Vollstationare Pflege (8 43 SGB Xl n.F.)

Der Referentenentwurf sieht vor, die fir die vollstationare Pflege zur Verfigung
stehenden Leistungsbetrage an die Preisentwicklung der letzten drei Jahre anzupassen
(um 4 %).

SoVD-Bewertung: Die vorgesehene Anpassung der Leistungen ist richtig. (Siehe
Begrindung zu I1.1.).

8. Pflege in vollstationaren Einrichtungen der Behindertenhilfe
(§ 43a SGB XI n.F.)

Der Referentenentwurf sieht vor, den zur Verfigung stehenden Leistungsbetrag an die
Preisentwicklung der letzten drei Jahre anzupassen (um 4 %).

SoVD-Bewertung: Die vorgesehene Anpassung der Leistungen ist richtig. (Siehe Be-
grindung zu I11.1.). Grundsatzlich weist der SoVD aber darauf hin, dass Menschen mit
Behinderung in der Regel selbst oder tuber die Familie in der Pflegeversicherung versi-
chert sind. Sie miussen unabhéngig vom Ort der Versorgung den gleichen Zugang zu
Leistungen der Pflegeversicherung erhalten wie nicht behinderte Menschen. Dies folgt
auch aus der UN-Behindertenrechtskonvention. Die Deckelung der Leistungen der Pfle-
geversicherung zu den Pflegeleistungen, die in Einrichtungen der Eingliederungshilfe er-
bracht werden, ist aus diesem Grund zu streichen.

9. Zusatzliche/niedrigschwellige Betreuungs- und Entlastungsleistung (8 45a-
d SGB XI n.F.)

Der Referentenentwurf sieht vor, die zur Verfligung stehenden Leistungsbetrdge an die
Preisentwicklung der letzten drei Jahre anzupassen (um 4 % auf 104 (Grundbetrag) bzw.
208 Euro (erhdhter Betrag) (8§ 45a SGB XI n.F.).

Die Betrage sollen dartber hinaus zukinftig auch flr niedrigschwellige
Entlastungsleistungen einsetzbar sein, wie zum Beispiel die Bewaltigung des
Pflegealltags durch Sicherstellung der hauswirtschaftlichen Versorgung aber auch die
Entlastung Angehoériger in ihrer Eigenschaft als Pflegende. Niedrigschwellige
Entlastungsleistungen sollen zuklnftig explizit auch dazu genutzt werden, pflegende
Angehorige zu entlasten (8 45b SGB Xl n.F.).

Der Personenkreises mit Anspruch auf Betreuungs- und Entlastungsleistungen in Hohe
des Grundbetrages von 104 Euro soll explizit auch auf pflegebedurftige Personen ohne
erheblich eingeschrankte Alltagskompetenz ausgeweitet werden (8 45b SGB SGB
XI (n.F.) Abs. 1a (neu)).

Der Personenkreis mit Anspruch auf Betreuungs- und Entlastungsleistungen nach
8§ 45a SGB SGB Xl kann sein Sachleistungsbudget (nach 8 36 bzw. § 123 SGB XI)
zukunftig zur Halfte fur niedrigschwellige Betreuungs- und Entlastungsangebote
einsetzen (Umwidmung des halben Sachleistungsbudgets).
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SoVD-Bewertung: Die vorgesehene Anpassung der Leistungen ist richtig. (Siehe
Begrindung zu II.1.). Die Erweiterung des Leistungsspektrums, fir das Aufwendungen
erstattet werden, um zusatzlicher Entlastungsleistungen, begrif3t der SovD sehr. Er
hatte sich bereits im vom Bundesministerium fur Gesundheit eingesetzten Expertenbeirat
zur konkreten Ausgestaltung des neuen Pflegebedurftigkeitsbegriffs fur die
Weiterentwicklung der Leistungen nach 8 45b SGB XI zu einem ,Entlastungsbudget®
eingesetzt und dies mit der groRen Bedeutung niedrigschwelliger Betreuungs- und
Entlastungsangebote fir das dauerhafte Gelingen hauslicher Pflegearrangements
begrindet. Vor diesem Hintergrund begriif3t der SoVD auch sehr, dass diese Leistungen
ausweislich der Gesetzesbegriindung ausdricklich auch dazu beitragen sollen,
Angehorige in ihrer Eigenschaft als Pflegende zu entlasten. Die Erweiterung des
berechtigten Personenkreises auch auf Menschen mit Pflegestufe ohne erheblich
eingeschrankte Alltagskompetenz ist grundséatzlich richtig. Diese Erweiterung war eine
Empfehlung des o0.g. Beirats. Sie musste aber logisch und systematisch richtig eine
Folge der Einfuhrung des neuen Pflegebedurftigkeitsbegriffs sein, der eine Sondergruppe
Personen mit eingeschrankter Alltagskompetenz nicht mehr kennt. So erfolgt erneut der
zweite Schritt vor dem ersten.

10. Forderung ambulant betreuter Wohngruppen - Anschubfinanzierung
(8 45e SGB Xl n.F.)

Der Referentenentwurf sieht vor, die zeitliche Befristung der Forderung bis 31.12.2015
abzuschaffen. Der Kreis der férderfahigen UmbaumalRnahmen soll ausgeweitet werden
auf MaBnahmen, die bereits vor offizieller Griindung der Wohngruppe bzw. Einzug in die
gemeinsame Wohnung durchgefiihrt werden. Zu diesem Zeitpunkt besteht in der Regel
noch kein Anspruch auf den Wohngruppenzuschlag (nach § 38a SGB XI).

SoVD-Bewertung: Der SoVD begrifRt die geplanten Anderungen. Sie sind geeignet,
Neugrindungen von fur viele Betroffenen attraktiven ambulant betreuten
Wohngemeinschaften weiter anzuregen.

11. Verwaltungskostenerstattung der Pflegekassen an Krankenkassen
(§ 46 SGB XI n.F.)

Die vorgesehene Anderung stellt klar, dass Kosten zur Abfiihrung der Einnahmen in
Hohe von 0,1 Prozentpunkten an den Pflegevorsorgefonds den Krankenkassen nicht als
Verwaltungskosten erstattet werden mussen.

SoVD-Bewertung: Die vorgesehene Klarstellung ist sinnvoll.

12. Beitragssatz (§ 50 SGB Xl n.F.)

Der Referentenentwurf sieht vor, den Beitragssatz zur sozialen Pflegeversicherung von
2,05 auf 2,35 Prozent der beitragspflichtigen Einnahmen anzuheben.

SoVD-Bewertung: Der SoVD hélt im Hinblick auf die begrenzten Leistungen der
Pflegeversicherung und auf die dringend notwendigen Leistungsverbesserungen eine
moderate Beitragssatzanhebung fur notwendig. Er vermisst jedoch weitere Schritte zur
Starkung der Einnahmen im bewdahrten solidarischen Umlageverfahren, wie
beispielsweise eine Anhebung der Beitragsbemessungsgrenze, die Einbeziehung aller
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Burgerinnen und Birger sowie die Heranziehung weiterer Einkommensarten. Die
Verwendung eines Teils der zusatzlichen Einnahmen zum Aufbau eines
Pflegevorsorgefonds halt der SoVD fir verfehlt. Die zusatzlichen Mittel sollten besser
komplett flr notwendige Leistungsverbesserungen zur Verfigung stehen.

13. Zahlung des Heimentgelts (8 87a SGB XI n.F.)

Der Referentenentwurf sieht vor, den Sonderzahlungsbetrag, den die Pflegekasse an
eine Pflegeeinrichtung bei erfolgreicher aktivierender oder rehabilitativer Malinahme mit
Ruckstufung in eine niedrigere Pflegestufe zahlt, an die Preisentwicklung der letzten drei
Jahre anzupassen (um 4 %).

SoVD-Bewertung: Die vorgesehene Anpassung der Leistungen ist richtig. (Siehe
Begrindung zu 11.1.).

14. Zusétzliche Betreuung und Aktivierung in stationdren Pflegeeinrichtungen
(8 87b SGB Xl n.F.)

Der Referentenentwurf sieht vor, dass die von der Pflegeversicherung finanzierten
zusatzlichen Betreuungskréfte zukinftig allen Versicherten zur Verfigung stehen sollen,
also auch vorwiegend korperlich Betroffenen. Insbesondere auch jenen, die keiner
Pflegestufe zugeordnet sind. Darlber hinaus soll der Betreuungsschliussel auf 1:20
verandert werden. Das wirde bedeuten, dass zukinftig in der Regel eine zusatzliche
Betreuungskraft fur 20 Bewohnerinnen und Bewohner einer Einrichtung zur Verfugung
stehen. Bisher stand eine Betreuungskraft fir 24 Personen mit erheblichem allgemeinem
Betreuungsbedarf zur Verfigung.

SoVD-Bewertung: Der SoVD begruf3t die vorgesehene Ausweitung der zuséatzlichen
Betreuung auf alle in der stationaren Pflegeeinrichtung lebenden Menschen sehr. Er
hatte sich bereits im vom Bundesministerium flr Gesundheit eingesetzten Expertenbeirat
zur konkreten Ausgestaltung des neuen Pflegebedurftigkeitsbegriffs fir eine solche
Ausweitung der zuséatzlichen Betreuung in stationaren Pflegeeinrichtungen eingesetzt. Er
weist darauf hin, dass der Bedarf an qualifizierten Pflegekraften durch diese Malinahme
nicht verringert werden kann, weil zusatzliche Betreuungskrafte nicht in grund- und
behandlungspflegerische MaRnahmen eingebunden werden dirfen.

15. Qualitatsprufungen (8 114 SGB Xl n.F.)

Bei den Prifungen der Pflegequalitdt durch die medizinischen Dienste handelt es sich
um Stichprobenprifungen. Mit der im Referentenentwurf vorgesehenen Neuregelung soll
klargestellt werden, dass Pflegebedurftige, die nicht in der Uberpruften Stichprobe sind,
deren Fall im Rahmen einer Qualitatsprifung aber begriindete Hinweise auf nicht
fachgerechte Pflege gibt, in die Prifung mit einbezogen werden. Eine solche Prifung soll
in solchen Fallen stets als Anlassprufung durchgefiihrt werden.

SoVD-Bewertung: Der SoVD begrif3t die vorgesehene Regelung sehr. Pflegemangel
mussen bei Bekanntwerden zum Schutze der Betroffenen pflegebedirftigen Menschen
unverzuglich abgestellt werden. Insofern mussen solche Personen, bei denen im
Rahmen einer Prufung Hinweise auf nicht fachgerechte Pflege bekannt werden, in die
Qualitatsprifung unbedingt einbezogen werden.
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Der SoVD begruf3t auch die Ausfuihrungen in der Gesetzesbegriindung, die die Erfillung
des Auftrags in § 113 Absatz 1 Nr. 4 zur Schaffung eines indikatorengestutzten
Verfahrens zur vergleichenden Messung und Darstellung von Ergebnisqualitat im
stationaren Bereich und darauf aufbauend zur Umstrukturierung von Prifinhalten und
Prufgeschehen anmahnen. Aus Sicht des SoVD kodnnen die Verhandlungen der
Vereinbarungspartner nach 8 113 nur durch verbesserte Selbstverwaltungsstrukturen
zielorientierter erfolgen.

16. Darstellung der Ergebnisse von Qualitatspruafungen
(8 115 Abs. 1a SGB XI n.F.)

Durch die im Referentenentwurf vorgesehene Anderung soll klargestellt werden, dass die
Ergebnisse aller gepruften Personen im Transparenzbericht (,Pflegenoten®) darzustellen
sind. Zukinftig soll im Transparenzbericht auch deutlich dargestellt werden, welche Art
Prufung Grundlage des Berichtes ist (Anlass-, Regel- oder Wiederholungspriifung).

SoVD-Bewertung: Der SoVD begriufdt die vorgesehenen Regelungen. Sie erhdhen die
Aussagekraft der Transparenzberichte.

17. Verbesserte Leistungen fir Personen mit eingeschréankter Alltagskompe-
tenz (Ubergangsregelung) (§ 123 SGB XI n.F.)

Der Referentenentwurf sieht vor, die zur Verflgung stehenden Leistungsbetrage
ambulant und station&r an die Preisentwicklung der letzten zwei Jahre anzupassen (um
2,67 %). Daruber hinaus sollen die Anspriche von Personen mit eingeschrankter
Alltagskompetenz ohne Pflegestufe erweitert werden. Sie sollen zukunftig auch den
Wohngruppenzuschlag (8 38a), die Anschubfinanzierung fir ambulant betreute
Wohngruppen (8 45e), Tages- und Nachtpflege (8 41) sowie Kurzzeitpflege (8 42) in
Anspruch nehmen koénnen. Auf3erdem soll fur Personen mit eingeschrénkter
Alltagskompetenz ohne Pflegestufe zur Inanspruchnahme von Tages- und Nachtpflege
(teilstationarer Pflege) zukinftig ein Leistungsbetrag von 231 Euro zur Verfligung stehen.

SoVD-Bewertung: Die vorgesehene Anpassung der Leistungen ist richtig. (Siehe
Begrindung zu 11.1.). Der SoVD begrifdt die Ausweitung des Leistungsanspruchs von
Personen mit eingeschrankter Alltagskompetenz ohne Pflegestufe auf weitere
Leistungen der Pflegeversicherung, vor allem die Leistungen teilstationarer Pflege, ist
richtig. Personen mit eingeschrénkter Alltagskompetenz werden so zunehmend
Personen mit vorwiegend kdrperlichen Einschréankungen gleichgestellt.

Allerdings kritisiert der SoVD die zunehmende Unubersichtlichkeit Uber zustehende
Leistungsanspriche, die in vorgenannten Neuregelungen besonders sichtbar wird.
Grund ist das unsystematische Vorgehen des Gesetzgebers, Leistungen, die zusammen
mit dem Pflegebedurftigkeitsbegriff eingefihrt werden miussten, bereits im Vorgriff
einzufihren. Der SoVD erneuert seine Forderung, die Einfihrung des neuen
Pflegebedirftigkeitsbegriffs zum Ausgangspunkt einer umfassenden Pflegereform zu
machen.
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18. Bildung eines Pflegevorsorgefonds (Vierzehntes Kapitel, 88§ 131-
139 SGB Xl neu)

Der Referentenentwurf sieht vor, in der sozialen Pflegeversicherung ein
Sondervermdgen namens ,Vorsorgefonds der sozialen Pflegeversicherung“ einzurichten.
Es soll die Beitragsentwicklung langfristig stabilisieren und darf nur zur Finanzierung der
Leistungsaufwendungen der sozialen Pflegeversicherung verwendet werden. Das
Sondervermogen soll von der Deutschen Bundesbank verwaltet und unter marktiblichen
Bedingungen angelegt werden. Die Mittel sollen dem Sondervermdgen vierteljahrlich
vom Bundesversicherungsamt in HOhe eines Betrages von 0,025 Prozent der
Einnahmen der sozialen Pflegeversicherung zugefuhrt werden. Die Zufiihrung der Mittel
soll erstmals zum 15. April 2015 erfolgen und mit der Zahlung fur das Jahr 2033 enden.
Das Sondervermdgen soll vom ubrigen Vermogen der Pflegeversicherung getrennt
gehalten werden. Ab dem Jahr 2035 soll das Sondervermégen zur Sicherung der
Beitragssatzstabilitat in der sozialen Pflegeversicherung durch jahrliche Zahlungen an
den Ausgleichsfonds verwendet werden, wenn der sonst notwendige Beitragssatzanstieg
nicht auf einer Uber eine Dynamisierung hinausgehende Leistungsverbesserung beruht.
Die ab 2035 jahrlich an den Ausgleichsfonds abzufiihrenden Mittel sollen auf funf
Prozent des Realwerts des Sondervermégens zum 31.12.2034 begrenzt werden. In
einem Jahr nicht zugefiihrte Mittel sollen in den Folgejahren abgerufen werden kénnen.
Das Sondervermogen soll nach vollstandiger Auszahlung seines Vermodgens als
aufgeldst gelten.

SoVD-Bewertung: Der SoVD bedauert, dass mit der Bildung eines Pflegevorsorgefonds
der sozialen Pflegeversicherung Mittel far dringend notwendige
Leistungsverbesserungen in Hohe von etwa 1,2 Milliarden Euro pro Jahr entzogen
werden. Der SoVD teilt die Bedenken der Bundesbank gegenuber der Sicherheit des
angesparten Geldes vor Begehrlichkeiten. Dartber hinaus ist der Vorsorgefonds allen
Kapitalmarktrisiken ausgesetzt. Aus Sicht des SoVD haben die solidarisch finanzierten
Umlagesysteme besonders wéahrend der zuriickliegenden Finanz- und Wirtschaftskrise
ihre Uberlegenheit gegeniiber dem Kapitalmarkt unter Beweis gestellt. Der Aufbau eines
Pflegevorsorgefonds sollte unterbleiben.
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II. Zusammenfassung:

Im  Referentenentwurf des funften SGB XlI-Anderungsgesetzes sind viele
Leistungsverbesserungen, Leistungsausweitungen und Leistungsflexibilisierungen
vorgesehen. Viele dieser MaRnahmen sind geeignet, die Situation pflegebeddrftiger
Menschen, insbesondere jener mit vorwiegend kognitiven Einschrankungen sowie ohne
Pflegestufe, und ihrer Angehdrigen zu verbessern. Der SoVD begrifdt ganz besonders
die Einfuhrung einer auch zur Entlastung pflegender Angehdriger vorgesehenen
niedrigschwelligen Entlastungsleistung sowie die Flexibilisierung der Mittel der
Verhinderungs- und Kurzzeitpflege. Fiur beides hatte sich der SoVD bereits als Mitglied
im vom Bundesministerium flr Gesundheit eingesetzten Beirat zur konkreten
Ausgestaltung des neuen Pflegebedurftigkeitsbegriffs eingesetzt.

Auch die vorgesehene Dynamisierung der Leistungen ist richtig. Eine Anpassung an die
Kaufkraftentwicklung der letzten drei bzw. zwei Jahre aber kann die erlittenen
Kaufkraftverluste seit Einfihrung der Pflegeversicherung im Jahr 1995 nicht ausgleichen.
Dariiber hinaus ist zuktnftig mit weiter fortschreitendem Kaufkraftverlust zu rechnen, da
eine ,robuste” jahrliche Dynamisierungsvorschrift nach wie vor fehlt. Notwendig ist die
Schaffung einer Dynamisierungsautomatik in Form einer im Gesetz verankerten, jahrlich
automatisch, d.h. ohne jeweilige Gesetzgebung, wirkenden Anpassung. Als
BezugsgroRe zur Berechnung der jahrlichen Anpassung im Rahmen dieser
Dynamisierungsautomatik koénnte die BezugsgroRe nach § 18 SGB IV verwendet
werden.

Der SoVD bedauert, dass der neue Pflegebedurftigkeitsbegriff und das neue
Begutachtungsverfahren nicht Grundlage — und somit erster Schritt — der geplanten
Pflegereform sind. Das Vorgehen, im ersten Schritt einige vom Expertenbeirat
empfohlene wesentliche Leistungsverbesserungen umzusetzen, den vom Beirat aber
explizit als dafur unabdingbare Voraussetzung geforderten neuen
Pflegebedirftigkeitsbegriff samt neuem Begutachtungsinstrument nicht einzufihren, folgt
der falschen Systematik, macht die Leistungsanspriiche der Versicherten noch
uniiberschaubarer und konstruiert Widerspruche. In jedem Fall muss sichergestellt
werden, dass der neue Pflegebedirftigkeitsbegriff verbindlich noch in dieser
Legislaturperiode in Kraft tritt. Absichtserklarungen in der Gesetzesbegriindung reichen
hier nicht aus. Vielmehr muss im Rahmen des 5. SGB XI-Anderungsgesetzes auch ein
Zeitplan beschlossen werden, der verbindlich regelt, ab welchem Datum der neue
Pflegebedirftigkeitsbegriff und das neue Begutachtungsverfahren gelten sollen. Alle zur
Einfihrung des neuen Pflegebeduirftigkeitsbegriffs notwendigen flankierenden
Vorbereitungen, wie beispielsweise die Schulung der Gutachterinnen und Gutachter
sowie die Uberarbeitung der vielen Richtlinien, miissen unmittelbar begonnen werden,
damit bei Inkrafttreten des neuen Begriffs nicht weitere Zeit verloren geht.

Viele Herausforderungen, mit denen das Pflegesystem in Deutschland konfrontiert ist,
lassen sich zurtckfuhren auf die grundséatzlich konstruktiven Merkmale, mit denen die
Pflegeversicherung 1995 unter Inkaufnahme politischer Kompromisse eingeftihrt wurde.
Von Anfang an handelte es sich bei der Pflegeversicherung um ein Teilleistungssystem,
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welches den pflegebedingten Bedarf nie vollstandig abdeckte. Vorrangiges Ziel der
Pflegeversicherung war es stets, ein Abrutschen in die Sozialhilfebedurftigkeit aufgrund
der hohen Ausgaben flur Pflegeleistungen bei Eintreten von Pflegebedurftigkeit zu
verhindern. Dieses Ziel wurde in den letzten Jahren zunehmen verfehlt.
Pflegebeddrftigkeit ist vor allem bei stationarer Pflege wieder starker zum Armutsrisiko
geworden, was vor allem auf die mangelhafte Dynamisierung der Leistungen der
Pflegeversicherung zurtickzufuhren ist. Anstatt dieser Entwicklung entgegen zu wirken,
wurden weiter Leistungen privatisiert. Hinzu kommt, dass das Uberwiegend
familienbasierte Pflegesystem in Deutschland, in dem die Hauptlast der Pflege auf den
pflegenden Angehorigen lastet, dazu beitragt, dass Pflegende oft an ihre
organisatorischen, physischen, psychischen und finanziellen Belastungsgrenzen geraten.
SchlieBlich werden auch die Potenziale von Pravention und Rehabilitation zur
Vermeidung oder Milderung von Pflegebedurftigkeit nur unzureichend genutzt, weil die
bestehenden Regelungen zum Beispiel im Bereich der Rehabilitation von den
verantwortlichen Kostentragern und Leistungserbringern nicht oder nur unzureichend
umgesetzt werden. Die Weiterentwicklung der Pflegeversicherung ist eine der
wichtigsten sozialpolitischen Aufgaben fir die Zukunft unserer Gesellschatft.

Vor diesem Hintergrund vermisst der SoVD im Referentenentwurf zum 5. SGB XI-
Anderungsgesetz  weitergehende notwendige MaRnahmen beispielsweise zur
durchgreifenden Verbesserung der Vereinbarkeit von Pflege und Beruf, der Starkung
beruflich Pflegender, der besseren rentenrechtlichen Bewertung von Zeiten
ehrenamtlicher Pflege, zur Starkung der Selbstverwaltung im SGB XI sowie zur
Einfihrung einer Pflege-Blrgerversicherung, die spatestens in der angekindigten
zweiten Stufe der Pflegereform in dieser Legislaturperiode aufgegriffen werden sollten.

Berlin, den 22. April 2014

DER BUNDESVORSTAND
Abteilung Sozialpolitik
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